CHECKLISTE DIREKTVERGABEN für Gemeinden

für Aufträge gemäß § 46 BVergG 2018

1. Was ist eine Direktvergabe? 

Die Direktvergabe ist ein formfreies Vergabeverfahren für wertmäßig relativ geringfügige Leistungsvergaben, wenn der geschätzte Auftragswert € 100.000.—(ohne USt) nicht erreichen wird.

Bei der Direktvergabe wird eine Leistung 

-gegebenenfalls nach Einholung von Angeboten oder unverbindlichen Preisauskünften von einem oder mehreren Unternehmern 

-formfrei unmittelbar von einem ausgewählten Unternehmer 

gegen Entgelt bezogen.

Es ist kein formelles Vergabeverfahren durchzuführen, das Unternehmen kann grundsätzlich frei gewählt werden, einzuhalten sind aber die Grundsätze des Vergabeverfahrens wie insb. Grundsatz der Gleichbehandlung (alle bekommen gleichzeitig dieselben Informationen zur Angebotslegung), das  Verbot der Diskriminierung und der Grundsatz der Transparenz.

2. Welche Art von Auftrag soll vergeben werden?

· Lieferung

· Dienstleistung

· Bauauftrag

· anderer Auftrag, ausgenommene Aufträge – BVergG 2018 nicht anzuwenden (Ausnahmen vgl. §§ 9,10 BVergG 2018)

Das Bundesvergabegesetz (BVergG 2018) unterscheidet zwischen Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträgen. Die Unterscheidung ist von Bedeutung, um z.B. bei kritischen Auftragswerten die korrekte Berechnungsmethode anzuwenden (siehe Pkt.3.).

3. Wie hoch ist der geschätzte Auftragswert?

· Lieferauftrag vgl. §§ 6,15 (z.B.: Stühle und Tische aus Holz)
· Dienstleistungsauftrag vgl. §§ 7,16 (z.B. Reinigung, Abtransport u. Entsorgung von Müll) 

· Bauauftrag vgl. §§ 5,14 alle zum Bauvorhaben gehörige Leistungen (z.B. Baumeister, Spengler, Elektriker)
Grundlage für die Berechnung des geschätzten Auftragswertes ist der Gesamtwert der jeweiligen Lieferung bzw. Dienstleistung ohne Umsatzsteuer. 

Werden mehrere Lieferungen oder Dienstleistungen beschafft, müssen die Werte gleichartiger Lieferungen oder Dienstleistungen zusammengerechnet werden; die Regelungen zur Auftragswertberechnung sind komplex und müssen vor allem bei größeren Vorhaben und Auftragswerten sorgfältig erhoben werden (siehe dazu §§ 13ff BVergG 2018).

Geschätzter Auftragswert ist jener Wert, den ein umsichtiger und sachkundiger öffentlicher Auftraggeber – notfalls unter Beiziehung entsprechend sachkundiger Dritter- veranschlagen würde. Der geschätzte Auftragswert ist VOR der Durchführung des Vergabeverfahrens sachkundig zu ermitteln, d.h. bevor Angebote eingeholt werden. Bei der Schätzung handelt es sich um eine (sachkundig und sorgfältig zu erstellende) Prognose, an die der öff. Auftraggeber für das daraus resultierende Vergaberegime gebunden ist.

Die Wahl der angewandten Berechnungsmethode darf nicht den Zweck verfolgen, die Anwendung der Vorschriften des BVergG 2018 zu umgehen!

Darüber hinaus können interne Regelungen/Dienstanweisungen der Gemeinde bestehen, wer Angebote/unverbindliche Preisauskünfte bei Direktvergaben einholt und wie/ durch wen die Auftragswertermittlung erfolgt und wie diese schriftlich zu dokumentieren ist (Berechnungen). 

· 4. Liegt der geschätzte Auftragswert unter dem Schwellenwert für Direktvergaben?

· JA, weil unter € 100.000.—

· NEIN, weil über € 100.000.-- - Direktvergabe nicht zulässig

Eine Direktvergabe ist nur zulässig, wenn der geschätzte Auftragswert (ohne USt) den für Direktvergaben geltenden Schwellenwert nicht erreicht; dieser kann sich ändern; 

bis 31.12.2022 liegt er aufgrund der Verlängerung der Schwellenwertverordnung 2018 bei € 100.000,- ohne USt.; sollte diese Verordnung nicht für 2023 verlängert werden, fällt der Wert auf € 50.000,-- ohne USt.; zu Jahresbeginn sollte daher der geltende Schwellenwert für Direktvergaben geprüft werden.

5. Müssen mehrere Vergleichsangebote oder unverbindliche Preisauskünfte eingeholt werden?

· JA, Preisauskünfte/ Vergleichsangebote (Anzahl, Name der Bieter, Preise) 

· NEIN, weil 

· Kenntnis der Marktpreise 

· Gutachten zur Preisangemessenheit eingeholt 

· sonstige Prüfung….

Nach den Bestimmungen des BVergG 2018 nicht (arg. “gegebenenfalls“) 

Der Auftraggeber kann aber - insbesondere bei größeren Organisationseinheiten- mittels interner Regelungen/Dienstanweisungen zur Einholung einer bestimmten Zahl an Angeboten ab bestimmten Auftragswerten verpflichten. 

Auch die Rechnungshöfe und die Gemeindeaufsicht empfehlen eine verstärkte Einholung von Vergleichsangeboten, zumal gem. BVergG 2018 immer der Grundsatz der Vergabe zu angemessenen Preisen gilt. Auch die NÖ Gemeindeordnung verpflichtet zur Einhaltung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit. 

Es wird daher empfohlen zumindest drei geeignete Unternehmer zur Angebotslegung einzuladen, bei „kleinen“ Aufträgen werden Preisauskünfte/ Postwurfsendungen/ Kataloge ausreichen.
6. Muss die Eignung und Leistungsfähigkeit des Unternehmens geprüft werden?

· JA, äußerer Anschein des befugten Gewerbebetriebes (z.B. Kauf von Produkten beim Händler)

· JA, Prüfung durch Eigenerklärung

· JA, sonstige Prüfung …..

Bei einer Direktvergabe darf die Leistung nur von einem befugten, leistungsfähigen und zuverlässigen Unternehmer bezogen werden. Die Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit muss spätestens zum Zeitpunkt des Zuschlages vorliegen. Es wird jedoch empfohlen, die Eignung bereits vor Einladung der Unternehmer zu prüfen! 

Aus § 46 Abs.3 BVergG 2018 ergibt sich nicht, dass eine nähere Eignungsprüfung mit sämtlichen Nachweismittel des §§ 81ff durchzuführen ist; über die Art und Weise der Eignungsprüfung (vertieft oder oberflächlich) entscheidet der Auftraggeber (daher entscheidet er auch, ob eine Abfrage wegen Verletzung des AuslBG oder des LSD-BG erfolgt oder nicht). Es wird empfohlen, die Eignung bei Vorliegen von Zweifeln zu prüfen. Werden unbekannte Bieter eingeladen, sollte sich der Auftraggeber zumindest eine Eigenerklärung des Bieters vorlegen lassen, aus welcher seine Befugnis (z.B. Gewerbeberechtigung) hervorgeht.
7. Was muss vom Vergabeverfahren dokumentiert werden?

· Die eingeholten Angebote/unverbindlichen Preisauskünfte sind für die Sitzung des Kollegialorgans zu dokumentieren (Transparenz)

· Gegenstand des Auftrages (kurze Beschreibung des Auftrages)

· Wert des Auftrages

· Verfahrensart Direktvergabe 

· Namen der zur Angebotsabgabe eingeladenen Bieter 

· Anzahl der eingelangten Angebote /Postwurfsendungen, Katalog, usw.)

· (Angebots)Preise

· Prüfung der Preisangemessenheit/Vorschlag für die Auswahl eines Angebots

· Dokumentation des Verfahrensausgangs - Vergabevermerk 

· Name und Anschrift des Auftraggebers
· Verfahrensart Direktvergabe (für Bauleistung/ Lieferleistung/ Dienstleistung)

· Begründung für die Wahl der Direktvergabe

· Gegenstand des Auftrages (kurze Beschreibung des Auftrages)

· Namen der zur Angebotsabgabe eingeladenen Bieter

· Name des Auftragnehmers und Anschrift 

· Wert des Auftrages (Gesamtpreis netto des erfolgreichen Angebotes)

· Gründe für die Auswahl seines Angebots /Prüfung der Preisangemessenheit

· Prüfung der Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit
· Vergabebeschluss iSd. NÖ GO 1973 durch

· Gemeindevorstand § 36 Abs.2 Z 2 NÖ GO 1973 (bei Leistungsvergaben bis 0,5 % der Erträge des Ergebnisvoranschlages, höchstens jedoch € 100.000.--) 

· Gemeinderat § 35 Z 22 lit. f NÖ GO 1973 (bei Leistungsvergaben über den vorgenannten Wertgrenzen)

· Tag der Zuschlagserteilung („Beauftragung“)

· Empfohlen wird im Licht des Transparenzgebotes der Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde
Wenngleich im BVergG 2018 für Direktvergaben keine Festlegungen hinsichtlich der Form des Vertragsabschlusses bestehen, sollte die Beauftragung ausnahmslos schriftlich erfolgen (auch Ansicht des Rechnungshofes und der Gemeindeaufsicht), um die Nachvollziehbarkeit sicherzustellen. Darüber hinaus können interne Regelungen/Dienstanweisungen der Gemeinde bestehen wie das Verfahren zu dokumentieren ist (Formblätter).
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